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Gesetze und Verordnungen

Beschluss
über den Zusammenschluss der

Kirchengemeinden Minfeld und Winden
im Kirchenbezirk Bad Bergzabern

Vom 23. August 2012
Auf Grund des § 89 Absatz 2 Nummer 8 der Verfas-
sung der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestan-
tische Landeskirche) beschließt die Kirchenregierung:

§ 1
(1) Die Protestantischen Kirchengemeinden Minfeld
und Winden werden aufgelöst.
(2) Es wird eine neue Kirchengemeinde mit dem Na-
men „Protestantische Kirchengemeinde Minfeld-
Winden“ gebildet.

§ 2
Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.
Speyer, den 23. August 2012

-Kirchenregierung-
Schad

Kirchenpräsident

Rechtsverordnung zur Änderung der
Verwaltungsamtsverordnung

Vom 14. August 2012

Artikel 1
Auf Grund von § 2 Abs. 1 und § 4 Abs. 4 des Verwal-
tungsamtsgesetzes vom 09.06.2006 (ABl. S. 118) hat
der Landeskirchenrat folgende Änderung der Verwal-
tungsamtsverordnung vom 09.06.2006 (ABl. S. 151),
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zuletzt geändert am 22.06.2010 (ABl. S. 150), be-
schlossen:
1. § 2 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„Die Höhe der Gesamtzuweisung wird im Haus-
haltsplan der Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche) festgesetzt.“

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung:
„Die Aufteilung der Gesamtzuweisung auf die
einzelnen Träger der Verwaltungsämter erfolgt
auf Grund des Aufwandes für die Verwaltungs-
tätigkeit der Verwaltungsämter in den Bereichen
aa) Finanzen,
bb) Kindertagesstätten,
cc) Gebäude,
dd) Personal.“

2. § 3 erhält folgende Fassung:
„§ 3 Finanzen

(1) Auf den Bereich Finanzen entfallen insgesamt
36,52 v. H. der Gesamtzuweisung.
(2) Die Aufteilung auf die einzelnen Träger der Ver-
waltungsämter erfolgt nach der Anzahl der seitens der
Verwaltungsämter betreuten Rechtsträger und deren
Größe.
(3) Dabei werden bewertet:
a) Kirchengemeinden

aa) bis 250 Gemeindeglieder mit Faktor 1
bb) von 251 – 500 Gemeindeglieder mit Faktor
1,25
cc) von 501 – 750 Gemeindeglieder mit Faktor
1,50
dd) von 751 – 1000 Gemeindeglieder mit Faktor
1,75
ee) von 1001 – 1500 Gemeindeglieder mit Faktor
2,00
ff) von 1501 – 2000 Gemeindeglieder mit Faktor
2,33
gg) von 2001 – 2500 Gemeindeglieder mit Faktor
2,66
hh) von 2501 – 3000 Gemeindeglieder mit Faktor
3,00
ii) von 3001 – 4000 Gemeindeglieder mit Faktor
3,50
jj) von 4001 – 5000 Gemeindeglieder mit Faktor
4,00
kk) von 5001 -7500 Gemeindeglieder mit Faktor
5,00
ll) von 7501 -10 000 Gemeindeglieder mit Faktor
6,00
mm) ab 10 001 Gemeindeglieder mit Faktor 7,00

b) Kirchenbezirke
aa) bis 20 000 Gemeindeglieder mit Faktor 2,00

bb) von 20 001 – 40 000 Gemeindeglieder mit
Faktor 3,00
cc) ab 40 001 Gemeindeglieder mit Faktor 4,00

c) sonstige kirchliche Rechtsträger mit Faktor 1,00
(4) Maßgebend sind die Gemeindegliederzahlen und
die Anzahl der Rechtsträger zum Stichtag gemäß § 13
Abs. 1 des Finanzausgleichsgesetzes.“
3. § 4 erhält folgende Fassung:

„§ 4 Kindertagesstätten
(1) Auf den Bereich Kindertagesstätten entfallen ins-
gesamt 40,92 v. H. der Gesamtzuweisung.
(2) Die Aufteilung auf die einzelnen Träger der Ver-
waltungsämter erfolgt nach der Anzahl der seitens der
Verwaltungsämter betreuten Kindertagesstätten,
Gruppen und der Höhe der seitens der Verwaltungs-
ämter für die betreuten Kindertagesstätten verwalteten
Personalkosten.
(3) Dabei wird bewertet
a) jede Kindertagesstätte mit dem Faktor 10,
b) jede Gruppe mit dem Faktor 10,
c) die jeweils in der Kindertagesstätte anfallenden

Personalkosten mit dem Faktor 0,0001.
(4) Maßgebend sind die Anzahl der Kindertagesstät-
ten, die sich aus den Betriebserlaubnissen für die Kin-
dertagesstätten nach der Liste des Diakonischen Wer-
kes ergebende Anzahl der Gruppen sowie die tatsäch-
lich seitens der zentralen Gehaltsabrechnungsstelle für
die Kindertagesstätten gezahlten Personalkosten zum
Stichtag gemäß § 13 Abs. 1 des Finanzausgleichsge-
setzes.“
4. § 5 erhält folgende Fassung:

„§ 5 Gebäude
(1) Auf den Bereich Gebäude entfallen insgesamt
13,43 v. H. der Gesamtzuweisung.
(2) Die Aufteilung auf die einzelnen Träger der Ver-
waltungsämter erfolgt nach der Anzahl der im Eigen-
tum oder im Erbbaurecht der seitens des Verwaltungs-
amts betreuten Kirchengemeinden, Gesamtkirchenge-
meinden und Kirchenbezirke befindlichen Gebäude
und der Höhe der seitens der vom Verwaltungsamt
betreuten Kirchengemeinden, Gesamtkirchengemein-
den und Kirchenbezirke gem. § 73 Abs. 4 HVO i. V.
m. AB Nr. 4 zu § 73 HVO zu bildenden Instandhal-
tungsrücklage.
(3) Dabei wird bewertet:
a) jedes Gebäude mit dem Faktor 1,85
b) die Summe der Instandhaltungsrücklage mit dem

Faktor 0,0002
(4) Maßgebend sind die Anzahl der Gebäude nach
Abs. 2 und die Höhe der zu bildenden Instandhal-
tungsrücklage zum Stichtag gemäß § 13 Abs. 1 des
Finanzausgleichsgesetzes.“
5. § 6 erhält folgende Fassung:
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„§ 6 Personal
(1) Auf den Bereich Personal entfallen insgesamt 9,13
v. H. der Gesamtzuweisung.
(2) Die Aufteilung auf die einzelnen Träger der Ver-
waltungsämter erfolgt nach der Anzahl der seitens der
Verwaltungsämter betreuten sozialversicherungs-
pflichtig und geringfügig Beschäftigten.
(3) Dabei werden bewertet:
a) jede/jeder sozialversicherungspflichtig Beschäf-

tigte mit dem Faktor 2
b) jede/jeder geringfügig Beschäftigte mit dem Fak-

tor 2,5
(4) Maßgebend sind die von der zentralen Gehalts-
abrechnungsstelle abgerechneten Personalfälle nach
Abs. 2 zum Stichtag gemäß § 13 Abs. 1 des Finanz-
ausgleichgesetzes.“
6. § 7 erhält folgende Fassung:

„§ 7 Berechnung
(1) Die Multiplikation der jeweils in Abs. 2 der §§ 3 -
6 genannten Parameter für die Träger aller Verwal-
tungsämter mit den jeweils in Abs. 3 der §§ 3 - 6 ge-
nannten Faktoren ergibt die auf diesen Bereich entfal-
lende Gesamtpunktzahl.
(2) Die Division des auf den jeweiligen Bereich ent-
fallenden Anteils der Gesamtzuweisung durch die Ge-
samtpunktzahl für diesen Bereich ergibt den Zuwei-
sungsbetrag pro einzelnem Punkt.
(3) Die Multiplikation der auf die einzelnen Träger der
Verwaltungsämter entfallenden Punkte mit dem Zu-
weisungsbetrag nach Abs. 2 ergibt den konkreten Zu-
weisungsbetrag für den Träger des Verwaltungsamtes
für diesen Bereich.
(4) Die Berechnung der Aufteilung dieser Gesamtzu-
weisung auf die einzelnen Träger der Verwaltungs-
ämter erfolgt für den Zeitraum eines Doppelhaushaltes
der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische
Landeskirche) nach Festlegung der Gesamtzuweisung
durch die Landessynode im Haushaltsplan der Evan-
gelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landes-
kirche).“
7. § 8 erhält folgende Fassung:

„§ 8 Sachkosten
Die Faktoren im jeweiligen Abs. 3 der §§ 3 – 6 um-
fassen auch einen angemessenen Sachkostenanteil.“
8. § 9 erhält folgende Fassung:

„§ 9 Übergangsregelung
Für die Zuweisung an die einzelnen Träger der Ver-
waltungsämter wird die Differenz zwischen einer sich
nach der bisherigen Rechtslage ergebenden Zuwei-
sung zu einer sich, bei gleichbleibender Gesamtzu-
weisung, nach den §§ 2 – 8 ergebenden Zuweisung,
für die Haushaltsjahre 2013/2014 nur zu 25 v. H., für
die Haushaltsjahre 2015/2016 zu 50 v. H., für die

Haushaltsjahre 2017/2018 zu 75 v. H. und ab dem
Haushaltsjahr 2019 zu 100 v. H. berücksichtigt.“
9. Die §§ 10 und 11 werden aufgehoben.

Artikel 2
Die Rechtsverordnung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Satzung des Verbundes Protestantischer
Kindertageseinrichtungen in der Stadt

Zweibrücken e. V.
Die nachstehend kirchlichen Institutionen und Verei-
ne, die Kirchengemeinde Zweibrücken-Mitte, Kir-
chengemeinde Zweibrücken-Ixheim, die Kirchenge-
meinde Niederauerbach, die Kirchengemeinde Ober-
auerbach, die Kirchengemeinde Zweibrücken-Ernst-
weiler, die Kirchengemeinde Rimschweiler, der Evan-
gelische Diakonissenverein Zweibrücken e. V., der
Evangelische Diakonissenverein Niederauerbach
e. V., der Evangelische Diakonie-Verein Ixheim e. V.
und die Herzog-Wolfgang-Stiftung haben überein-
stimmend folgende gemeinsame

Satzung
des Verbundes Protestantischer Kindertagesein-

richtungen
in der Stadt Zweibrücken e. V.

beschlossen.
Präambel

Tageseinrichtungen für Kinder erfüllen ihren von
Staat und Öffentlichkeit anerkannten Erziehungs- und
Bildungsauftrag in Ergänzung zur Familie. Protestan-
tische Kirchengemeinden möchten mit dem Betrieb
von Tageseinrichtungen für Kinder einen Beitrag leis-
ten, den Erziehungs- und Bildungsauftrag im Lichte
christlichen Menschen- und Weltverständnisses zu
prägen. Zur Sicherung der Trägerschaft protestanti-
scher Tageseinrichtungen für Kinder in der Stadt
Zweibrücken schließen sich protestantische Kirchen-
gemeinden und Vereine im Stadtgebiet Zweibrücken
zu einem Trägerverbund zusammen. Der Verbund ist
offen für den Beitritt weiterer Träger protestantischer
Kindertagesstätten in Zweibrücken.

§ 1
Name, Rechtsform und Sitz des Trägerverbundes
(1) Der Trägerverbund trägt den Namen „Verbund
Protestantischer Kindertageseinrichtungen in der
Stadt Zweibrücken“.
(2) Der Verbund soll in das Vereinsregister eingetra-
gen werden. Mit der Eintragung erhält der Name des
Verbunds den Zusatz „eingetragener Verein“ (e. V.).
(3) Der Sitz des Trägerverbunds ist Zweibrücken.
(4) Über die Aufnahme von weiteren Mitgliedern (ju-
ristischen Personen) und die Übertragung der Mit-
gliedschaft entscheiden die Verbundsmitglieder ein-
stimmig im Einvernehmen mit der Gemeinsamen Ver-
sammlung. Natürliche Personen können nicht als Mit-
glieder aufgenommen werden.
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§ 2
Zweck und Aufgaben

(1) Die Verbundsmitglieder errichten einen Träger-
verbund zum Betrieb protestantischer Tageseinrich-
tungen für Kinder im Gebiet der Stadt Zweibrücken.
(2) Der Trägerverbund nimmt Aufgaben der Jugend-
hilfe wahr. Er verwirklicht diesen Zweck insbesondere
durch den Betrieb von Tageseinrichtungen für Kinder,
die Aus-, Fort- und Weiterbildung von pädagogischen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, ehrenamtlichen
Kräften, Eltern und anderen Personen.
(3) Der Verbund übernimmt die Trägerschaft für Kin-
dertageseinrichtungen der Verbundsmitglieder.
(4) Hierzu gehören die Übernahme aller Rechte und
Pflichten, die sich aus der Trägerschaft ergeben. Der
Verbund ist damit auch Anstellungsträger aller Mitar-
beitenden der Einrichtungen.
(5) Der Verbund kann weitere Einrichtungen schaffen
sowie unter Mitwirkung der betroffenen Verbunds-
mitglieder bestehende schließen.
(6) Seine Tätigkeit beschränkt sich auf den Bereich des
Gebietes der Stadt Zweibrücken.
(7) Zu den satzungsgemäßen Aufgaben gehören auch
die Erledigung aller im Zusammenhang mit dem Be-
trieb der Tageseinrichtungen zusammenhängenden
Verwaltungsaufgaben und der Unterhalt der Gebäude
und Betriebsgrundstücke einschließlich ihrer Bestand-
teile und ihres Zubehörs, vorbehaltlich abweichender
Bestimmungen dieser Satzung.
(8) Der Verbund kann aufgrund eines Beschlusses der
Gemeinsamen Versammlung für andere Einrichtun-
gen oder Kirchengemeinden oder Vereine Auftrags-
angelegenheiten im Rahmen der satzungsgemäßen
Aufgaben ausführen.
(9) Bei Änderungen der Einrichtungsstruktur sind die
örtlich zuständigen Verbundsmitglieder vor Entschei-
dung des Vorstandes und der Gemeinsamen Ver-
sammlung zu hören. Ihnen wird hierzu eine Frist von
vier Wochen eingeräumt. Bei der Einstellung und Um-
setzung von Einrichtungsleitungen ist zuvor die Zu-
stimmung des Verbundsmitglieds einzuholen, in des-
sen Gebiet die Einrichtung liegt. Bei ordentlicher Kün-
digung der Einrichtungsleitung ist das Verbundsmit-
glied zu informieren.
(10) Der Trägerverbund dient Kindern, Eltern und Fa-
milien ohne Rücksicht auf Herkunft, Nationalität und
Glauben in praktischer Ausübung christlicher Nächs-
tenliebe im Sinne der Diakonie als Wesens- und Le-
bensäußerung der protestantischen Kirche.
(11) Für den Trägerverbund und für jede Tagesein-
richtung sind Konzepte zu erstellen, die die sozialdi-
akonischen, gemeindemissionarischen und religions-
pädagogischen Aufgaben darstellen.

§ 3
Grundsätze der Geschäftsführung

Der Vermögen- und Finanzverwaltung des Verbundes
liegen die Bestimmungen des Gesetzes über die Ord-
nung des Haushalts- und Vermögensrechts in der
Evangelischen Kirche der Pfalz - HVO - zu Grunde.
Die Verbundsmitglieder stellen dem Trägerverbund
nach Maßgabe gesonderter Vereinbarungen die be-
triebsnotwendigen Grundstücke, Gebäude oder Teile
hiervon sowie das Zubehör zur Verfügung.

§ 4
Gemeinnützigkeit, Heimfall und Zugehörigkeit

zum Spitzenverband
(1) Der Verbund erfüllt ausschließlich und unmittelbar
gemeinnützige und kirchliche Zwecke im Sinne des
Abschnittes „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abga-
benordnung. Er ist selbstlos tätig und verfolgt nicht in
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
(2) Niemand darf durch die Aufgaben, die dem Zweck
des Verbundes fremd sind, oder durch unverhältnis-
mäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. Mittel
des Verbunds dürfen nur für die satzungsmäßigen
Zwecke verwendet werden. Die Verbundsmitglieder
erhalten aus den Mitteln des Trägerverbundes keine
Zuwendungen als solche.
(3) Bei Auflösung oder Aufhebung des Trägerver-
bunds oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke
fällt das Vermögen des Verbunds an die kirchlichen
Mitglieder des Trägerverbunds, mit der Auflage, das
Vermögen unmittelbar und ausschließlich für gemein-
nützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu ver-
wenden.
(4) Der Verbund ist Mitglied des als Spitzenverband
der Freien Wohlfahrtspflege anerkannten Diakoni-
schen Werkes der Evangelischen Kirche der Pfalz
(Protestantische Landeskirche) und damit zugleich
dem Diakonischen Werk der Evangelischen Kirche in
Deutschland angeschlossen.

§ 5
Organe

Organe des Trägerverbundes sind:
a) die Gemeinsame Versammlung,
b) der Vorstand.

§ 6
Gemeinsame Versammlung

(1) Oberstes Organ ist die Gemeinsame Versamm-
lung. Ihr gehören die von den Verbundsmitgliedern
benannten Vertreterinnen und Vertreter an.
(2) Die Anzahl der Mitglieder der Gemeinsamen Ver-
sammlung je Verbundsmitglied bestimmt sich nach
der Anzahl der Gruppen in den Kindertageseinrich-
tungen, die der Verbund für die jeweiligen Verbunds-
mitglieder als Träger unterhält. Je angefangenen zwei
Gruppen einer Kindertageseinrichtung ist ein Mitglied
zu benennen. Verändert sich die Anzahl der unterhal-
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tenen Gruppen, wird die Vertretung zum Zeitpunkt der
Veränderung der Einrichtung angepasst. Die entsand-
ten Vertreterinnen und Vertreter sollen den Vertre-
tungsorganen, z. B. den Presbyterien oder dem Ver-
einsvorstand, angehören. Die am Verbund beteiligten
Kirchengemeinden sollen mindestens ein geistliches
Mitglied des Presbyteriums in die Gemeinsame Ver-
sammlung entsenden. Die Anzahl der ordinierten
Theologinnen und Theologen darf dabei die Anzahl
der anderen Mitglieder in der Gemeinsamen Ver-
sammlung nicht übersteigen. Soweit die Bauträger-
schaft einer Einrichtung nicht bei dem Verbund oder
einem seiner Mitglieder liegt, bedarf die Entsendung
einer Vertreterin oder eines Vertreters auch der Zu-
stimmung des Baulastträgers. Derzeit obliegt die Bau-
last bei den folgenden Einrichtungen nicht dem Ver-
bund oder seinen Mitgliedern: Kindertagesstätte Jo-
hann-Schwebel-Straße (Herzog-Wolfgang-Stiftung),
Kindertagesstätte Röntgenstraße, Meisenstraße und
Wallstraße (Kirchengemeinde Zweibrücken-Mitte),
Kindergarten Thomas-Mann-Straße (Kirchengemein-
de Zweibrücken-Ixheim) und Kindergarten Denkmal-
straße (Kirchengemeinde Niederauerbach).
(3) Die zuständigen Gremien der Verbundsmitglieder
berufen spätestens in der zweiten Sitzung nach einer
Neukonstituierung des jeweiligen Gremiums die auf
sie entfallenden Mitglieder der Gemeinsamen Ver-
sammlung.
Bei Ausscheiden aus dem Vertretungsorgan, z. B. dem
Presbyterium oder dem Vereinvorstand, oder bei Be-
endigung der Mitgliedschaft im Verein, endet für die
Vertreterin oder den Vertreter des Verbunds-
mitglieds die Mitgliedschaft in der Gemeinsamen Ver-
sammlung. Die Verbundsmitglieder benennen unver-
züglich für den Rest der Wahlperiode ein Ersatzmit-
glied.
(4) Es nehmen in der Regel beratend an der Gemein-
samen Versammlung teil:
a) eine Vertreterin oder ein Vertreter des Diakoni-

schen Werkes der Pfalz, in der Regel die Fach-
beraterin / der Fachberater,

b) die Geschäftsführung.
(5) Die Gemeinsame Versammlung ist von der Vor-
sitzenden bzw. dem Vorsitzenden je nach Bedarf, min-
destens jedoch einmal im Jahr einzuberufen. Die Ge-
meinsame Versammlung muss ferner einberufen wer-
den, wenn dies von einem Verbundsmitglied unter der
Angabe des Verhandlungsgegenstandes oder auf-
grund einer Vorlage der Bezirkssynode, dem Bezirks-
kirchenrat oder dem Landeskirchenrat verlangt wird.
Die Sitzungen werden von der bzw. dem Vorsitzenden
geleitet.
(6) Von den Sitzungen ist eine Ergebnisniederschrift
zu fertigen, die von der/dem Vorsitzenden unterzeich-
net wird. Jedem Mitglied der Gemeinsamen Ver-
sammlung sowie den Verbundsmitgliedern ist eine
Abschrift zu übersenden.

(7) Für die Verhandlung und Beschlussfassung der
Gemeinsamen Versammlung gelten im Übrigen die
Bestimmungen über Presbyterien entsprechend.
(8) Die oder der Vorsitzende der Gemeinsamen Ver-
sammlung lädt die Mitglieder schriftlich ein.
Die Einladung soll mindestens vier Tage vor der Sit-
zung zugehen. Eine Unterschreitung der Frist ist un-
beachtlich, wenn zwei Drittel der Mitglieder an der
Sitzung teilnehmen und auch keine oder keiner der
nicht Erschienenen die Kürze der Frist bei der oder
dem Vorsitzenden beanstandet hat. Die Versammlung
ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen
Mitglieder beschlussfähig.
Die Einladung erfolgt unter Bekanntgabe von Ort und
Beginn der Sitzung sowie der Tagesordnung. Unter-
lagen, die der Vorbereitung auf die einzelnen Ver-
handlungsgegenstände dienen, sollen der Einladung
nach Möglichkeit beigefügt werden.
(9) Die Amtsdauer der Gemeinsamen Versammlung
beträgt sechs Jahre und richtet sich nach der Amts-
dauer der Presbyterien. Die Gemeinsame Versamm-
lung tritt zu ihrer ersten Tagung innerhalb eines halben
Jahres nach ihrer Neubildung zusammen. Die Mitglie-
der der Gemeinsamen Versammlung bleiben bis zur
Neubildung der Gemeinsamen Versammlung im Amt.

§ 7
Aufgaben der Gemeinsamen Versammlung

Die Gemeinsame Versammlung entscheidet über:
a) die Wahl der Vorsitzenden oder des Vorsitzenden
der Gemeinsamen Versammlung und ihrer bzw. seiner
Stellvertretung,
b) die Wahl der weiteren Vorstandsmitglieder sowie
deren Stellvertretungen,
c) die Schaffung und Schließung von Gruppen und
Einrichtungen im Einvernehmen mit dem die betref-
fende Einrichtung einbringenden Mitglied,
d) den Erlass einer Geschäftsordnung für die Gemein-
same Versammlung und den Vorstand.
e) die Beschlussfassung über den gemeinsamen Ent-
wicklungsplan für evangelische Tageseinrichtungen
für Kinder,
f) die Feststellung des vom Vorstand vorgelegten
Haushaltsplanentwurfs einschließlich des Stellenpla-
nentwurfs,
g) die Feststellung der Jahresrechnung,
h) die Aufnahme und den Ausschluss von Mitgliedern,
i) Aufnahme und Gewährung von Krediten und Dar-
lehen sowie die Festlegung des Rahmens für Konto-
korrentkredite.

§ 8
Vorstand

(1) Dem Vorstand des Verbundes gehören an:
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a) Die Geschäftsführung. Sie vertritt die Träger-
schaft gem. § 26 BGB. Die Geschäftsführung be-
steht aus dem/der Vorsitzenden (Geschäftsfüh-
rer) und den beiden stellvertretenden Vorsitzen-
den. Die Funktion des Vorsitzenden wird durch
die jeweilige Leiterin / den jeweiligen Leiter des
Prot. Verwaltungsamtes Zweibrücken ausgeübt.
Auch das Amt der jeweiligen stellvertretenden
Vorsitzenden / des jeweiligen stellvertretenden
Vorsitzenden wird durch Funktionsträger des
Prot. Verwaltungsamtes Zweibrücken wahrge-
nommen. Jeder von ihnen ist in ihrem / seinem
Aufgabenbereich einzelvertretungsberechtigt.
Die jeweilige Leiterin / der jeweilige Leiter und
deren Stellvertreterin / dessen Stellvertreter des
Prot. Verwaltungsamtes Zweibrücken werden
durch den Bezirkskircherat bestimmt.

b) Der erweiterte Vorstand. Die bzw. der Vorsit-
zende der Gemeinsamen Versammlung sowie die
bzw. der stellvertretende Vorsitzende sowie fünf
weitere Mitglieder der Gemeinsamen Versamm-
lung sowie die Dekanin oder der Dekan des Pro-
testantischen Kirchenbezirks Zweibrücken, so-
weit sie oder er nicht den Vorsitz der Gemeinsa-
men Versammlung innehat.

c) Es nimmt in der Regel eine Vertreterin oder ein
Vertreter des Diakonischen Werkes der Pfalz be-
ratend an der Vorstandssitzung teil, in der Regel
die Fachberaterin / der Fachberater.

(2) Der Vorstand setzt sich somit in der Regel aus ins-
gesamt sieben Mitgliedern der Gemeinsamen Ver-
sammlung zusammen. Hiervon sollen höchstens vier
geistliche Mitglieder der Gemeinsamen Versammlung
dem Vorstand angehören.
(3) Die Amtsdauer des erweiterten Vorstands beträgt
sechs Jahre und richtet sich nach der Amtsdauer der
Presbyterien. Der erweiterte Vorstand und die Ge-
schäftsführung treten zu ihrer ersten Sitzung innerhalb
eines halben Jahres nach seiner Wahl zusammen. Die
Mitglieder bleiben bis zur Neuwahl des Vorstandes im
Amt. Die Mitgliedschaft im Vorstand erlischt, wenn
die Mitgliedschaft im jeweiligen Verbundsmitglied
endet.
(4) Der Vorstand wird nach Bedarf, jedoch mindestens
viermal im Jahr von der Geschäftsführung einberufen.
Zu den Sitzungen können die stellvertretenden Vor-
standsmitglieder eingeladen werden.
(5) Von den Sitzungen ist eine Ergebnisniederschrift
zu fertigen. Jedem Mitglied des Vorstandes der Ge-
meinsamen Versammlung ist eine Abschrift zu über-
senden.

§ 9
Aufgaben des Vorstandes

Neben der Überwachung der Geschäftsführung durch
den erweiterten Vorstand gehört zu den Aufgaben des
Vorstandes:
a) Erstellung des Haushaltsplanes,

b) Bestätigung von Einstellungen und Kündigungen
ab Entgeltgruppe SuE 7 TVöD-VKA,

c) die Aufstellung und Aktualisierung des gemein-
samen Entwicklungsplanes für evangelisch-pro-
testantische Tageseinrichtungen für Kinder,

d) Beratung und Beschlussfassung über die päda-
gogischen Konzepte der Kindertageseinrichtun-
gen,

e) Beratung und Beschlussfassung über die Ange-
botsstruktur,

f) die Verhandlungen mit den Trägern der öffentli-
chen Jugendhilfe und anderen Refinanzierungs-
trägern, auch für das einzelne Verbundsmitglied.
In der Regel führt die Geschäftsführung zusam-
men mit der oder dem Vorsitzenden der Gemein-
samen Versammlung die Verhandlungen.

§ 10
Geschäftsführung

(1) Der Trägerverbund wird gerichtlich und außerge-
richtlich durch die Geschäftsführerin oder den Ge-
schäftsführer und dessen Stellvertreterinnen oder
Stellvertreter in ihrem/seinem Aufgabenbereich ver-
treten.
(2) Die Geschäftsführung führt die laufenden Ge-
schäfte des Verbundes. Hierzu gehören alle Maßnah-
men, die im Rahmen des Haushaltsplanes vorgesehen
oder zur Aufrechterhaltung eines geordneten Betrie-
bes erforderlich sind, insbesondere der Abschluss von
Verträgen, soweit die Satzung nichts anderes be-
stimmt oder die Gemeinsame Versammlung keine ge-
sonderte Regelung getroffen hat, die Einstellung und
Entlassung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bis
zu Entgeltgruppe SuE 6, sowie die Dienstaufsicht und
Fachaufsicht über alle Mitarbeitenden.
(3) Die Geschäftsführung bedarf der Zustimmung des
erweiterten Vorstandes zur Vertretung im Rechtsver-
kehr für folgende Geschäfte:
a) Einstellung und Kündigung der Mitarbeitenden

ab Entgeltgruppe SuE 7 TVöD - VKA. Bei au-
ßerordentlicher Kündigung oder der vertragli-
chen Aufhebung von Dienstverträgen entschei-
det die Geschäftsführung ausschließlich; sie be-
richtet hierüber dem erweiterten Vorstand in der
auf die Entscheidung folgenden Vorstandssit-
zung,

b) Kassenaufsicht über die Einrichtungen,
c) Neuanlagen und Reparaturen, die im Einzelfall

eine bestimmte Wertgrenze überschreiten, außer
sie sind bereits im Haushaltsplan ausgewiesen.
Die Wertgrenze legt der erweiterte Vorstand
durch Beschluss fest.

(4) Darüber hinaus ist die Geschäftsführung zuständig
für die Entwicklung und Weiterentwicklung gemein-
samer Qualitätsmerkmale für protestantische Tages-
einrichtungen für Kinder und deren Umsetzung in die
Konzeptionen der Einrichtungen sowie die Öffent-
lichkeitsarbeit.
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(5) Die Dienst- und Fachaufsicht über die Geschäfts-
führung führt der bzw. die Vorsitzende der Gemein-
samen Versammlung.

§ 11
Finanzangelegenheiten

(1) Für den Verbund ist ein Haushaltsplan aufzustel-
len.
(2) Für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen
sind die Bestimmungen des Gesetzes über die Ord-
nung des Haushalts- und Vermögensrechts in der
Evangelischen Kirche der Pfalz - HVO - anzuwenden.
(3) Die Kosten des Verbundes werden finanziert aus:
a) gesetzlichen Zuschüssen oder Entgelten des

Landes, der Stadt Zweibrücken oder anderen öf-
fentlich-rechtlichen Körperschaften,

b) freiwilligen Zuschüssen der Kommune,
c) Elternbeiträgen und Spenden,
d) zweckgebundenen Zuschüssen Dritter.
(4) Soweit die Kosten des Verbundes nicht durch Er-
träge nach Abs. 3 a) bis d) gedeckt werden, sind von
den Verbundsmitgliedern zur Deckung des Finanzbe-
darfs zusätzliche Leistungen zu erbringen. Das Nähere
regelt die Gemeinsame Versammlung durch Be-
schluss, der einer Mehrheit von zwei Dritteln der von
den anwesenden Mitgliedern abgegebenen Stimmen
bedarf.

§ 12
Verwaltung

(1) Die Verwaltung wird im Auftrag des Verbundes
durch das Prot. Verwaltungsamt Zweibrücken nach
den Vorschriften des landeskirchlichen Rechts ausge-
führt.
(2) Die hierfür entstehenden Kosten des Verwaltungs-
amtes sind vom Verbund zu tragen und im Haushalts-
plan auszuweisen, soweit diese nicht durch landes-
kirchliche Zuschüsse gedeckt sind.

§ 13
Innere Revision und Rechnungsprüfung

(1) Der Trägerverbund gewährleistet eine angemesse-
ne Innenrevision.
(2) Die Rechnungsprüfung erfolgt nach Maßgabe der
Bestimmungen des Gesetzes über die Ordnung des
Haushalts- und Vermögensrechts in der Evangeli-
schen Kirche der Pfalz - HVO -.

§ 14
Betriebsübernahme

(1) Der Verbund übernimmt die Nutzung der Grund-
stücke oder der Betriebsräume der Kindertagesein-
richtungen im Rahmen eines Betriebsüberlassungs-
vertrages.
(2) Alle bei den Verbundsmitgliedern bestehenden
Dienstverhältnisse für die Kindertageseinrichtungen
gehen infolge der Übertragung der Trägerschaft auf

den Verbund kraft Gesetzes gemäß § 613a BGB auf
den Verbund über, soweit die Beschäftigten nicht dem
Betriebsübergang rechtswirksam widersprechen.
Dies gilt auch für Verpflichtungen, die sich aus ge-
setzlichen Regelungen aus Anlass des Betriebsüber-
ganges ergeben.
Rechte und Pflichten aus besonderen Vereinbarungen
mit dem Personal sind dem Verbund vor Übernahme
des Personals anzuzeigen; hieraus entstehende Kosten
sind von dem abgebenden Verbundsmitglied geson-
dert zu erstatten.
Den Mitarbeitenden ist Bestandsschutz zu gewähren.

§ 15
Schlussbestimmungen, Ausscheiden aus dem

Verbund
(1) Über Satzungsänderungen und Satzungsaufhe-
bung entscheidet die Gemeinsame Versammlung
durch Beschluss, der einer Mehrheit von drei Vierteln
der von den anwesenden Mitgliedern abgegebenen
Stimmen bedarf.
(2) Die Verbundsmitglieder können zum 31. Dezem-
ber eines jeden Jahres ihren Austritt aus dem Verbund
erklären. Diese Erklärung muss 24 Monate vor Ablauf
des Zeitpunkts, zu dem sie wirksam werden soll,
schriftlich der oder dem Vorsitzenden der Gemeinsa-
men Versammlung gegenüber abgegeben werden. Die
Frist kann durch die Gemeinsame Versammlung mit
einer Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder ab-
gekürzt oder erlassen werden.
(3) Bei Ausscheiden sind ausscheidende Verbunds-
mitglieder verpflichtet, die Trägerschaft und den Be-
trieb derjenigen Tageseinrichtungen einschließlich
der notwendigen Verwaltungsstellenanteile sowie des
zum Betrieb gehörigen Inventars zu übernehmen, de-
ren Trägerschaft sie dem Verbund bei ihrem Eintritt
übertragen haben.
(4) Wird der weitere Betrieb sämtlicher Tageseinrich-
tungen, deren Trägerschaft ein Verbundsmitglied bei
seinem Eintritt auf den Verbund übertragen hat, end-
gültig unmöglich, so endet dessen Mitgliedschaft mit
sofortiger Wirkung. Diese Unmöglichkeit und der
Zeitpunkt ihres Eintritts sind auf Antrag des Ver-
bundsmitglieds von der Gemeinsamen Versammlung
festzustellen. In diesem Falle bestimmt sich die Haf-
tung des ausscheidenden Verbundsmitglieds gegen-
über dem Verbund nach einem besonderen Betriebs-
überlassungsvertrag.

§ 16
Auflösung des Trägerverbundes

Im Falle der Auflösung tragen alle Verbundsmitglie-
der gemeinsam die Verantwortung, bis alle finanziel-
len und personellen Angelegenheiten endgültig gere-
gelt wurden.
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§ 17
Inkrafttreten

(1) Die Satzung tritt nach Genehmigung durch den
Landeskirchenrat und Veröffentlichung im Amtsblatt
in Kraft.
(2) Satzung und Satzungsänderungen sowie die Auf-
nahme weiterer Mitglieder und die Übertragung der
Mitgliedschaft bedürfen der Genehmigung durch den
Landeskirchenrat.

Bekanntmachungen

Kollekte für die Aufgaben in der Pfälzischen
Diakonie

Speyer, 26. Juli 2012
Az.: III 360/10

Nach dem Kollektenplan für das Jahr 2012 (ABl. 2011
S. 54) ist in unserer Landeskirche am 17. Sonntag nach
Trinitatis, 30. September 2012, eine Kollekte für die
Aufgaben in der pfälzischen Diakonie zu erheben. Sie
ist in diesem Jahr für die Arbeit der Beratungsstellen
des Diakonischen Werkes Pfalz bestimmt.
Vorschlag zur Kanzelabkündigung:
Jährlich kommen rund 21.500 Menschen zu den 60
Beratungsstellen des Diakonischen Werkes Pfalz.
Kinder, Jugendliche und Erwachsene in Krisen und
problematischen Lebenssituationen erhalten gemäß
ihren Bedürfnissen Hilfe. Vielfach werden sie auch
finanziell unterstützt. Flächendeckend ist das Diako-
nische Werk Pfalz mit seinem Angebot der Sozial- und
Lebensberatung, Schwangeren- und Schwanger-
schaftskonfliktberatung, Erziehungs- und Familien-
beratung sowie der Suchtberatung in der Pfalz und im
Saarpfalz-Kreis vertreten. Hinzu kommen örtlich die
Schuldner- und Migrationsberatung, Kinderschutz-
dienst, Interventionsstellen gegen Gewalt in engen so-
zialen Beziehungen (IST), Sozialpädagogische Fami-
lienhilfe, Schulorientierte Jugend- und Sozialarbeit
sowie Trennungs- und Scheidungsberatung. Um die
umfangreichen Aufgaben der Diakonie weiterhin zu
gewährleisten, bittet das Diakonische Werk Pfalz um
Spenden. Die Spenden werden gezielt und direkt vor
Ort eingesetzt. Bitte tragen Sie mit Ihrer Spende dazu
bei, dass wir auch in Zukunft Menschen ein Leben in
Würde ermöglichen können und Strukturen fördern,
die zur Selbsthilfe befähigen.
Herzlichen Dank für Ihre Gabe!
Es wird gebeten, die Kollekte ohne Abzug in der Wo-
che nach ihrer Erhebung dem Dekanat zuzuleiten. In-
nerhalb von weiteren zwei Wochen, also bis zum 20.
Oktober 2012, übersenden die Dekanate dem Landes-
kirchenrat eine Übersicht über das Kollektenergebnis
in den einzelnen Gemeinden und veranlassen gleich-
zeitig die Gesamtüberweisung an die Landeskirche.

Verwaltungsämter, die die Meldungen online abge-
ben, werden auf www.evkirchepfalz.de verwiesen.

*

Kollekte für die Hospizhilfe in der
Landeskirche

Speyer, 3. September 2012
Az.: III 520/30-6

Nach dem Kollektenplan 2012 (ABl. 2011 S. 54) ist
in unserer Landeskirche am Letzten Sonntag des Kir-
chenjahres / Ewigkeitssonntag, dem 25. November
2012, eine Kollekte für die Hospizhilfe zu erheben.
Für die Abkündigung im Gottesdienst kann nach-
stehender Aufruf verwendet werden:
Die Hospizhilfe begleitet Menschen auf der letzten
Etappe ihres Lebensweges. Sie bietet Hilfe an, wenn
Menschen sich darauf einstellen müssen, dass ihnen
nur noch wenige Wochen und Monate bleiben. Die
Ambulanten Hospiz- und Palliativberatungsdienste
sind eine wichtige Stütze, um schwerstkranken Men-
schen und ihren Angehörigen beizustehen. Wenn ster-
bende Menschen ihren letzten Lebensabschnitt in ver-
trauter Umgebung verbringen möchten, helfen Fach-
kräfte sowie ehrenamtliche Hospizbegleiterinnen und
-begleiter die Selbstständigkeit zu Hause solange wie
möglich zu erhalten. Die Fachkräfte beraten und in-
formieren. Die Ehrenamtlichen führen Gespräche, hö-
ren zu und entlasten im Alltag. Häufig sind sie wich-
tige Ansprechpartner für die Angehörigen, die in die-
ser Zeit des Abschieds oft Unsicherheit und Angst er-
leben.
In der Pfalz und Saarpfalz gibt es 13 ambulante Hos-
piz- und Palliativberatungsdienste. In ihnen arbeiten
Hospizfachkräfte mit 354 ehrenamtlich tätigen Hos-
pizhelfern und Hospizhelferinnen zusammen. Ge-
meinsam betreuten sie im vergangenen Jahr ca. 600
schwer kranke und sterbende Menschen und deren
Angehörige.
Finanziert wird die Arbeit über die Krankenkassen,
kirchliche und öffentliche Zuwendungen und nicht
zuletzt durch Spenden.
Bitte unterstützen Sie die Hospizhilfe der Diakonie mit
ihrer heutigen Spende.
Herzlichen Dank!
Hintergrundinformation:
Im Gebiet der Evangelischen Kirche der Pfalz gibt es
13 Ambulante Hospiz- und Palliativberatungsdienste.
Die 35 ehrenamtlichen Hospizgruppen arbeiten zum
größten Teil mit den Ambulanten Hospiz- und Pallia-
tivberatungsdiensten zusammen. Zwei stationäre Hos-
pize und vier Palliativstationen gewährleisten die flä-
chendeckende Versorgung der Menschen im Bereich
der Hospizhilfe.
In den Hospizgruppen engagieren sich etwa 384 Hos-
pizhelferinnen und -helfer. Diese werden durch
Grund- und Aufbauseminare auf ihre Tätigkeit vorbe-
reitet. 2011 haben die Hospizgruppen rund 600 schwer
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kranke und sterbende Menschen begleitet. Auch trau-
ernde Angehörige wurden begleitet.
Es wird gebeten, die Kollekte ohne Abzug in der Wo-
che nach ihrer Erhebung dem Dekanat zuzuleiten. In-
nerhalb von weiteren zwei Wochen, also bis zum 19.
Dezember 2012, übersenden die Dekanate dem Lan-
deskirchenrat eine Übersicht über die Gesamtüber-
weisung an die Landeskirche. Verwaltungsämter, die
die Meldungen online abgeben, werden auf www.ev-
kirchepfalz.de verwiesen.

*

Kollekte für die Ökumenische Diakonie
Speyer, 4. September 2012

Az.: III 360/09-5
Nach dem Kollektenplan 2012 (ABl. 2011 S. 54) ist
in unserer Landeskirche am Mittwoch, den 21. No-
vember 2012 (Buß- und Bettag) eine Kollekte für die
Ökumenische Diakonie zu erheben. Sie wird zur Fi-
nanzierung der Arbeit der Diakonie Katastrophenhilfe
verwendet.
Für die Abkündigung kann folgender Aufruf ver-
wendet werden:
Das Diakonische Werk Pfalz bittet die Kirchenge-
meinden am heutigen Buß- und Bettag um die Unter-
stützung der Arbeit der Diakonie Katastrophenhilfe.
Immer wieder erreichen uns in sehr kurzen Abständen
Hilferufe angesichts von Katastrophen großen Aus-
maßes. So meldete beispielsweise die Diakonie Kata-
strophenhilfe im Juli diesen Jahres: Nach anhaltender
Dürre stehen Teile der Sahelregion in Afrika vor einer
ernsten Versorgungskrise. Im Tschad, in Niger und in
Burkina Faso kämpfen viele Menschen ums Überle-
ben, nachdem sie im vergangenen Jahr wegen der Tro-
ckenheit kaum etwas ernten konnten.
Am 9. August erreichte uns die Information: Bereits
zum zweiten Mal innerhalb kurzer Zeit haben schwere
Überschwemmungen die Philippinen heimgesucht.
Große Teile der Metropole Manila und umliegende
Provinzen stehen unter Wasser. Rund zwei Millionen
Menschen sind in Not.
Am 14. August riefen das Diakonische Werk Pfalz und
der Caritasverband für die Diözese Speyer dringend
zu Spenden für die syrischen Flüchtlinge auf. Aus
Angst vor der Ausweitung der Kämpfe sind zehntau-
sende Menschen auf der Flucht, darunter viele Frauen
und Kinder.
Bei Erdbeben, Überflutungen, Vertreibungen und
Hunger muss Hilfe möglichst schnell vor Ort sein –
das ist das Anliegen der Diakonie Katastrophenhilfe.
Da Katastrophen aber weltweit oftmals zeitlich zu-
sammenfallen oder kurz nacheinander auftreten,
möchte das Diakonische Werk einen Mittelstock an-
legen, um im Bedarfsfall schon mit einem gewissen
Finanzbetrag reagieren zu können, bevor Informati-
onskampagnen gestartet und Spendenaktionen ange-
laufen sind.

Um Menschen aus großer Not schnell zu helfen, bitten
wir Sie, den Aufbau des Mittelstocks für die Katastro-
phenhilfe mit Ihrer Kollekte zu unterstützen.
Es wird gebeten, die Kollekte ohne Abzug in der Wo-
che nach ihrer Erhebung dem Protestantischen Ver-
waltungsamt zuzuleiten. Innerhalb von weiteren zwei
Wochen, also bis zum 14. Dezember 2012, übersenden
die Dekanate dem Landeskirchenrat eine Übersicht
über das Kollektenergebnis in den einzelnen Gemein-
den und veranlassen gleichzeitig die Gesamtüberwei-
sung an die Landeskirche. Verwaltungsämter, die die
Meldungen online abgeben, werden auf www.evkir-
chepfalz.de verwiesen.

Stellenausschreibungen

Pfarrstellen der EKD
Auslandsdienst in Bogota/Kolumbien
Für die Evangelisch Lutherische Gemeinde deutscher
Sprache San Mateo in Bogota, Kolumbien, sucht die
Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) zum 15.
Juli 2013 für die Dauer von zunächst sechs Jahren

eine Pfarrerin/einen Pfarrer/ein Pfarrehepaar.
Sie finden Informationen über die Gemeinde im In-
ternet unter (www.isanmateo.info)
Die Gemeinde San Mateo wurde vor fast 60 Jahren
gegründet. Sie bietet ein lebendiges und profiliertes
Gemeindeleben in deutscher Sprache.
Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:
- ein Herz für die Ökumene sowie Problembewusst-

sein für die besondere politische, soziale und ge-
sellschaftliche Lage in Kolumbien;

- Freude, auf Menschen zuzugehen und sie für die
Gemeinde zu gewinnen;

- Interesse an Musik in der Kirche und an Festen in
und mit der Gemeinde;

- die Bereitschaft, an der Deutschen Schule Religi-
onsunterricht zu erteilen;

- spanische Sprachkenntnisse oder die Bereitschaft,
die Sprache zu erlernen.

Gesucht wird ein Pfarrer/eine Pfarrerin/ein Pfarrehe-
paar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der
Gliedkirchen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in
der Leitung eines Gemeindepfarramtes. Die Besol-
dung richtet sich nach den Bestimmungen der EKD.
Leben Sie in einer Familie, möchten wir Ihren Ehe-
partner/Ihre Ehepartnerin ebenfalls kennen lernen,
weil ein mehrjähriger Auslandsaufenthalt von ihm
bzw. ihr mitgetragen werden muss.
Unter www.ekd.de/international/auslandsdienst/stel-
lenausschreibungen.php erhalten Sie die Ausschrei-
bungsunterlagen und ausführliche Informationen über
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die Pfarrstelle. Bitte geben Sie dazu Kennziffer
2020 an.
Für weitere Informationen steht Ihnen OKRin Dr.
Ruth Gütter (Tel. 0511/2796-235, Email: ruth.guet-
ter@ekd.de) zur Verfügung.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Oktober
2012 an:
Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD
Postfach 21 02 20
30402 Hannover
E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

*
Auslandsdienst in China
Für den Pfarrdienst in Shanghai sucht die Evangeli-
sche Kirche in Deutschland (EKD) zum 1. August
2013 für den Zeitraum von zunächst sechs Jahren

eine Pfarrerin/einen Pfarrer/ein Pfarrehepaar.
Sie finden Informationen über die Deutschsprachige
Christliche Gemeinde Shanghai im Internet unter:
http://www.dcgs.net/.
In der Wirtschaftsmetropole Shanghai leben etwa
12.000 Deutschsprachige. Es hat sich dort eine öku-
menische Gemeinde gebildet, in deren Rahmen die
deutschsprachigen kirchlichen Aktivitäten beider
christlicher Konfessionen angeboten werden.
Im Sinne der Gemeinde erwarten wir:
- Zusatzqualifikation als psychol. Berater, Coach

oder Supervisor,
- hohe ökumenische, seelsorgerliche und kommuni-

kative Kompetenz.
- Flexibilität und Kreativität,
- Chinesische Sprachkenntnisse bzw. die Bereit-

schaft, sich intensiv mit dem Erwerb der chinesi-
schen Sprache zu befassen,

- sehr gute Englischkenntnisse.
Gesucht wird ein Pfarrer/eine Pfarrerin/ein Pfarrehe-
paar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der
Gliedkirchen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in
der Leitung eines Gemeindepfarramts. Die Besoldung
richtet sich nach den Bestimmungen der EKD.
Leben Sie in einer Familie, möchten wir Ihren Ehe-
partner/Ihre Ehepartnerin ebenfalls kennenlernen,
weil ein mehrjähriger Auslandsaufenthalt von ihr bzw.
ihm mitgetragen werden muss.
Unter www.ekd.de/international/auslandsdienst/stel-
lenausschreibungen.php erhalten Sie die Ausschrei-
bungsunterlagen und ausführliche Informationen über
die Pfarrstelle. Bitte geben Sie dazu Kennziffer
2034 an.
Für weitere Informationen steht Ihnen OKR Paul Op-
penheim (Tel. 0511-2796-230, Email: paul.oppen-
heim@ekd.de) zur Verfügung.

Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Oktober
2012 an:
Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt, Hauptabteilung IV
Postfach 21 02 20
30402 Hannover
E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

*
Auslandsdienst in Amsterdam, Rotterdam/Nieder-
lande
Für die Deutschen Evangelischen Kirchengemeinden
Amsterdam und Rotterdam, Niederlande, sucht die
Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) zum
1. August 2013 für die Dauer von zunächst sechs Jah-
ren

eine Pfarrerin/einen Pfarrer/ein Pfarrehepaar.
Sie finden Informationen über die Gemeinden im In-
ternet unter www.deg-amsterdam.nl und www.deg-
rotterdam.nl. Hierbei verweisen wir insbesondere auf
die Leitbilder.
Es handelt sich um zwei selbständige Gemeinden, die
sich seit 1996 eine Pfarrstelle teilen. In Amsterdam
und Rotterdam gibt es jeweils ein Gemeindezentrum
für Gottesdienste und Gemeindearbeit. Wohnsitz ist
Amsterdam.
Im Sinne der Kirchengemeinden erwarten wir:
- die Pflege der guten ökumenischen Beziehungen

vor Ort,
- die Kontaktpflege zur Deutschen Seemannsmissi-

on,
- die Mitwirkung bei der Organisation der deutschen

Urlauberseelsorge in den Niederlanden,
- einen Führerschein und keine Scheu vor langen

Autofahrten.
Gesucht wird eine Pfarrerin/ein Pfarrer/ein Pfarrehe-
paar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der
Gliedkirchen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in
der Leitung eines Gemeindepfarramtes. Die Besol-
dung richtet sich nach den Bestimmungen der EKD.
Leben Sie in einer Familie, möchten wir Ihren Partner/
Ihre Partnerin ebenfalls kennen lernen, weil ein mehr-
jähriger Auslandsaufenthalt von ihm bzw. ihr mitge-
tragen werden muss.
Unter www.ekd.de/international/auslandsdienst/stel-
lenausschreibungen.php erhalten Sie die Ausschrei-
bungsunterlagen und ausführliche Informationen über
die Pfarrstelle. Bitte geben Sie dazu Kennziffer
2033 an.
Für weitere Informationen stehen Ihnen OKR Chris-
toph Ernst (Tel. 0511-2796-139, Email chris-
toph.ernst@ekd.de) und Frau Heike Stünkel-Rabe
(Tel. 0511-2796-126, Email heike.stuenkel-ra-
be@ekd.de) zur Verfügung.
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Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Oktober
2012 an:
Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD
Postfach 21 02 20
30402 Hannover
E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

*
Auslandsdienst in Indien
Für den Pfarrdienst in Indien mit Dienstsitz in Neu
Delhi sucht die Evangelische Kirche in Deutschland
(EKD) zum 1. August 2013 für den Zeitraum von zu-
nächst sechs Jahren

eine Pfarrerin/einen Pfarrer/ein Pfarrehepaar.
Sie finden Informationen über die Deutschsprachigen
Protestantischen Kirchengemeinde in Nordindien im
Internet unter: http://www.evangdelhi.de.
In der Hauptstadt und Umgebung leben etwa 1.000
Deutschsprachige. Zum Pfarrdienst gehören auch pas-
torale Aufgaben an den Orten Kolkata, Mumbai, Pune
sowie Dhaka (Bangladesch) und Katmandu (Nepal).
Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:
- hohe ökumenische, seelsorgerliche und kommuni-

kative Kompetenz,
- Befähigung und Bereitschaft zur Erteilung von Re-

ligionsunterricht an der Deutschen Schule,
- sehr gute Englischkenntnisse,
- Vertrautheit mit den Lebensbedingungen in einem

Entwicklungsland,
- Bereitschaft zu häufigen mehrtägigen Reisen.
Gesucht wird ein Pfarrer/ eine Pfarrerin/ ein Pfarrehe-
paar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der
Gliedkirchen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in
der Leitung eines Gemeindepfarramts. Die Besoldung
richtet sich nach den Bestimmungen der EKD.
Leben Sie in einer Familie, möchten wir Ihren Ehe-
partner / Ihre Ehepartnerin ebenfalls kennenlernen,
weil ein mehrjähriger Auslandsaufenthalt von ihr bzw.
ihm mitgetragen werden muss.
Ausschreibungsunterlagen und ausführliche Informa-
tionen über die Pfarrstelle erhalten Sie unter
www.ekd.de/international/auslandsdienst/stellenaus-
schreibungen.php Verwenden Sie dazu bitte die
Kennziffer 2030.
Für weitere Informationen steht Ihnen OKR Paul Op-
penheim (Tel. 0511-2796-230, Email: paul.oppen-
heim@ekd.de) zur Verfügung.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Oktober
2012 an:
Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt, Hauptabteilung IV
Postfach 21 02 20
30402 Hannover
E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

Auslandsdienst in New York, USA
Für die Deutsche Evangelisch-Lutherische St.-Pauls-
Kirche sucht die Evangelische Kirche in Deutschland
(EKD) zum 1. September 2013 für die Dauer von zu-
nächst sechs Jahren

eine Pfarrerin/einen Pfarrer/ein Pfarrehepaar.
Sie finden Informationen über die Kirchengemeinde
im Internet unter: www.stpaulny.org/
Die Gemeindearbeit wendet sich an Deutschsprachige
aller Generationen im Großraum New York. Die 1897
erbaute Kirche im Stadtteil Manhattan und das Pfarr-
haus in Nähe der Deutschen Schule im Vorort White
Plains bieten dafür geeignete Räumlichkeiten.
Im Sinne der Kirchengemeinde erwarten wir:
- Bereitschaft und Fähigkeit, sich auf eine heteroge-

ne und fluktuierende Gemeinde einzustellen,
- Sensibilität für die ökumenischen und kulturellen

Herausforderungen dieser Weltstadt,
- Erfahrung in Management- und Fundraising,
- Befähigung und Bereitschaft zur Erteilung von Re-

ligionsunterricht an der Deutschen Schule,
- sehr gute englische Sprachkenntnisse.
Gesucht wird ein Pfarrer/eine Pfarrerin/ein Pfarrehe-
paar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der
Gliedkirchen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in
der Leitung eines Gemeindepfarramts. Die Besoldung
richtet sich nach den Bestimmungen der EKD.
Leben Sie in einer Familie, möchten wir Ihren Ehe-
partner/Ihre Ehepartnerin ebenfalls kennenlernen,
weil ein mehrjähriger Auslandsaufenthalt von ihr bzw.
ihm mitgetragen werden muss.
Unter www.ekd.de/international/auslandsdienst/stel-
lenausschreibungen.php erhalten Sie die Ausschrei-
bungsunterlagen und ausführliche Informationen über
die Pfarrstelle. Bitte geben Sie dazu Kennziffer 2032
an
Für weitere Informationen steht Ihnen OKR Paul Op-
penheim (Tel. 0511-2796-230, Email: paul.oppen-
heim@ekd.de) zur Verfügung.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Oktober
2012 an:
Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt, Hauptabteilung IV
Postfach 21 02 20
30402 Hannover
E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

*
Auslandsdienst in St. Petersburg, Russische Föde-
ration
Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) sucht
bis spätestens zum 1. September 2013 für die Deutsche
St. Annen- und St. Petrigemeinde der Evangelisch-
Lutherischen Kirche Europäisches Russland
(ELKER) für die Dauer von zunächst drei Jahren

eine Pfarrerin/einen Pfarrer/ein Pfarrehepaar.
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Die Gemeinde sammelt sich bei der im Zentrum von
St. Petersburg gelegenen St. Petri-Kirche. Sie füllt
diese historisch bedeutende Kirche der Lutheraner
Russlands wieder mit gottesdienstlichem und geist-
lichem Leben. Sie finden Informationen über die Ge-
meinde unter http://www.petrikirche.ru
Für die Arbeit in der St. Petri-Gemeinde St. Petersburg
werden insbesondere erwartet:
- Konzeptionelles Mitwirken bei der Entwicklung

einer tragfähigen Struktur für die Zukunft der Ge-
meinde,

- Vermittlungsfähigkeit und Ausdauer, interkultu-
relles Verständnis,

- Mitarbeit in der Propstei Nord-West-Russland,
- Bereitschaft zum Erteilen von Religionsunterricht

an der Deutschen Schule,
- Kenntnisse in Russisch sind erforderlich. Erwartet

wird die Bereitschaft, Russisch zu erlernen. Die
EKD unterstützt ggf. einen einführenden Sprach-
kurs.

Vor Ort werden geboten:
- Tätigkeit in einem historisch interessanten und kul-

turell vielfältigem Arbeitsfeld,
- Hilfe bei der Suche nach geeignetem Wohnraum.
- Eine deutsche Schule (z. Zt. Klasse 1 – 9) zur Be-

schulung schulpflichtiger Kinder steht zur Verfü-
gung.

Gesucht wird ein Pfarrer/eine Pfarrerin/ein Pfarrehe-
paar mit öffentlich-rechtlicher Anstellung in einer der
Gliedkirchen der EKD und mehrjähriger Erfahrung in
der Leitung eines Gemeindepfarramtes. Die Besol-
dung richtet sich nach den Bestimmungen der EKD.
Leben Sie in einer Familie, möchten wir Ihren Partner /
Ihre Partnerin ebenfalls kennen lernen, weil ein mehr-
jähriger Auslandsaufenthalt von ihm bzw. ihr mitge-
tragen werden muss.
Unter www.ekd.de/international/auslandsdienst/stel-
lenausschreibungen.php erhalten Sie die Ausschrei-
bungsunterlagen und ausführliche Informationen über
die Pfarrstelle. Bitte geben Sie dazu Kennziffer
2035 an.
Für weitere Informationen steht Ihnen OKR Michael
Hübner (0511-2796-135) zur Verfügung.
Ihre Bewerbung richten Sie bitte bis zum 15. Oktober
2012 an:
Evangelische Kirche in Deutschland
Kirchenamt der EKD
Postfach 21 02 20
30402 Hannover
E-Mail: TeamPersonal@ekd.de

Stelle einer theologischen Referentin/eines
theologischen Referenten bei der EKD

Im Kirchenamt der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land mit Dienstsitz in Hannover ist zum 1. November
2012 für das Referat „Israel/Palästina, Naher und Mitt-
lerer Osten“ die Stelle
einer theologischen Referentin/eines theologischen

Referenten
in der Abteilung Ökumene zu besetzen.
Zu den Aufgaben dieser Stelle gehören:
- Begleitung der mit der EKD verbundenen deutsch-

sprachigen evangelischen Gemeinden mit Aus-
landspfarrstellen in der Region,

- Auswahl und Begleitung von Pfarrerinnen/Pfar-
rern im Auslandsdienst,

- Pflege und Vertiefung ökumenischer Kontakte zu
den Kirchen und kirchlichen Zusammenschlüssen
in der Region,

- Geschäftsführung der Evangelischen Mittelost-
Kommission,

- Geschäftsführung für die Stiftungen in Jerusalem,
- Kontakte zum ÖRK und zum Lutherischen Welt-

bund.
Wir bieten:
- eine interessante, vielseitige, verantwortungsvolle

und kollegiale Arbeit,
- ein Dienstverhältnis in einem Kirchenbeamtenver-

hältnis auf Zeit (vorerst für die Dauer von sechs
Jahren),

- eine Besoldung in Anlehnung an Besoldungsgrup-
pe A 15 Bund, soweit hierfür die laufbahnrechtli-
chen Voraussetzungen vorliegen.

Wir erwarten:
- Erfahrungen im Gemeindepfarramt,
- Interesse an der Begleitung der Arbeit der Kolle-

ginnen und Kollegen im Ausland,
- Ökumenische Erfahrungen in internationalen Be-

ziehungen,
- Kenntnis von Kultur und Religionen der Region,
- Beherrschung der englischen Sprache,
- Belastbarkeit im Blick auf Dienstreisen ins Aus-

land,
- Bereitschaft zur Zusammenarbeit in Teams,
- Verständnis für Verwaltungsaufgaben sowie Or-

ganisationstalent,
- ein Pfarrdienstverhältnis auf Lebenszeit in einer

der Gliedkirchen der EKD.
Die EKD ist bestrebt, den Anteil von Frauen im hö-
heren Dienst zu erhöhen. Deshalb freuen wir uns be-
sonders über die Bewerbung von Frauen. Schwerbe-
hinderte Bewerberinnen und Bewerber werden bei
gleicher Eignung bevorzugt berücksichtigt.
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Für Fragen stehen Ihnen Bischof Martin Schindehütte
(Tel. 0511 / 2796-125) und das Personalreferat (Tel.
0511/ 2796-310) gern zur Verfügung.
Ihre aussagekräftige Bewerbung richten Sie bitte bis
zum 28. September 2012 an die
Evangelische Kirche in Deutschland
Personalreferat
Herrenhäuser Straße 12
30419 Hannover

Dienstnachrichten

Ernennungen
Ernannt wurde
zum Pfarrer auf Lebenszeit Pfarrer z. A. Stephan
S c h a t u l l , Elmstein, mit Wirkung vom 1. Oktober
2012.

Verleihungen
Verliehen wurde
die Pfarrstelle G o d r a m s t e i n Pfarrerin Eva W e i ß-
m a n n, Kapellen-Drusweiler, mit Wirkung vom
1. Oktober 2012,

die Krankenhauspfarrstelle 4  H o m b u r g Pfarrer
Georg W e b e r, Gönnheim, mit Wirkung vom 1. Ok-
tober 2012.

Verwaltungen
Übertragen wurde die nebenamtliche Verwaltung der
Pfarrstelle P a u l u s k i r c h e n g e m e i n d e  K a i-
s e r s l a u t e r n Pfarrerin Claudia K e t t e r i n g, Kai-
serslautern und Pfarrer Frank S c h u s t e r , Kaisers-
lautern, mit Wirkung vom 20. August 2012,
R e i c h e n b a c h - S t e e g e n Pfarrer Oliver B ö ß,
Mackenbach, mit Wirkung vom 15. August 2012.

Freistellungen
Weiterhin freigestellt wurde
Pfarrer Martin M ü l l e r , Speyer, für weitere sechs
Jahre bis einschließlich 31. Oktober 2018 zum Dienst
bei der E v a n g e l i s c h e n  H e i m s t i f t u n g
P f a l z.

Sterbefälle

“Herr, ich habe lieb die Stätte deines Hauses und
den Ort, da deine Ehre wohnt.“
Psalm 26, 8

Der Herr über Leben und Tod hat aus dieser Zeit

Pfarrer i. R. Erhard Domay
in Landau am 25. Juni 2012 im Alter von 72 Jahren und

Pfarrer i. R. Martin Cherdron
in Dirmstein am 24. August 2012 im Alter von 71 Jahren abgerufen.

Amtsblatt der Evangelischen Kirche der Pfalz (Protestantische Landeskirche) - Nr. 7/2012   77



Mitteilungen

Kur- und Urlauberseelsorgedienste in Bayern,
Sommer 2013

Die Evangelisch-Lutherische Kirche in Bayern bietet
Pfarrerinnen und Pfarrern aus den Gliedkirchen der
EKD (auch rüstigen Ruheständlern) 80 vierwöchige
Einsätze als Kur- und Urlauberseelsorger/innen in
landschaftlich schön gelegenen Urlaubs- und Kuror-
ten in Bayern (insbesonders Allgäu, Oberbayern, Ba-
yerischer Wald) an. Gefordert ist die Bereitschaft zu
lebensnaher Verkündigung, Seelsorge und Mitarbeit
im Rahmen des örtlichen Kur- und Urlauberseelsor-
gekonzeptes. Die Bejahung der volkskirchlichen Si-
tuation einer Kur-gäste- und Urlaubergemeinde wird
vorausgesetzt.
Für einen vierwöchigen Dienst werden in der Stellen-
gruppe I 294 Euro und in der Stellengruppe II 210 Euro
als Aufwandsentschädigung gezahlt. Bewerbern im
aktiven Dienst wird je nach landeskirchlicher Rege-
lung ein Teil des Dienstes nicht auf den Urlaub ange-
rechnet.
Beauftragte erhalten in beiden Gruppen einen Zu-
schuss für die Kosten der Ferienwoh-nung in Höhe
von 30 Euro pro Tag für ihre Person und 10 Euro pro
Tag für den Ehepartner/die Ehepartnerin. Mit einem
Dienst in der Gruppe I beauftragte Personen erhalten
außerdem einen Zuschuss von 10 Euro pro Tag für
jedes kindergeldberechtigte Kind, das am Einsatzort
dabei ist, bis zu einer Höchstgrenze von insgesamt 70
Euro pro Tag pro Familie. Die Fahrtkosten der Beauf-
tragten vom Heimatort zum Einsatzort und zurück
werden nach dem günstigsten Tarif der Deutschen
Bahn (z. B. Sparpreise) erstattet.
Die Ausschreibungen der einzelnen Gemeinden und
die Bewerbungsunterlagen erhalten Sie unter folgen-
der Adresse: Landeskirchenamt München, Referat C
1.1, Kirchenrat Roßmerkel Postfach 200751,
80007 München, Fax 089 5595-8384. Bewerbungen
müssen spätestens bis 16. November 2012 vorliegen.

Kur- und Urlauberkantorenstellen in Bayern,
Sommer 2013

Für die Sommersaison 2013 werden von der Evange-
lisch-Lutherischen Kirche in Bayern
40 Kur- und Urlauberkantorenstellen in Bayern

ausgeschrieben. Die meist vierwöchigen Dienste in
landschaftlich schön gelegenen bayerischen Kur- und
Urlaubsorten umfassen in der Regel Orgelspiel in den
Gottesdiensten, Offenes Singen mit Gästen, Abend-
musiken und/oder Konzerte.
Die Aufwandsentschädigung beträgt in der Stellen-
gruppe I für 4 Wochen 210 Euro und in der Stellen-
gruppe II 112 Euro. Beauftragte erhalten in beiden
Gruppen einen Zuschuss für die Kosten der Wohnung
in Höhe von 30 Euro pro Tag für ihre Person und 10
Euro pro Tag für den Ehepartner/die Ehepartnerin. Mit
einem Dienst in der Gruppe I beauftragte Personen er-
halten außerdem einen Zuschuss von 10 Euro pro Tag
für jedes kindergeldberechtigte Kind, das am Einsatz-
ort dabei ist, bis zu einer Höchstgrenze von insgesamt
70 Euro Wohnungszuschuss pro Tag pro Familie. Den
Beauftragten werden zudem die Fahrtkosten nach dem
günstigsten Tarif der Deutschen Bahn (z. B. Spar-
preise) erstattet.
Wer Interesse an den detaillierten Ausschreibungsun-
terlagen hat, wende sich umgehend an das Landeskir-
chenamt München, Referat C 1.1, Kirchenrat Roß-
merkel, Postfach 200751, 80007 München,
Fax: 089 5595-8384,
E-Mail: Rosmarie.Holler@elkb.de.
Bewerbungen müssen bis spätestens 16. November
2012 im Landeskirchenamt eingegangen sein.
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